Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 774 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 16. August 1954 

6 — 55202/1 — 1109/54 V 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung der auf 
Reichsmark lautenden Wertpapiere der Konver- 
sionskasse für deutsche Auslandsschulden 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 125. Sitzung am 2. Juli 1954 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, für die Ein- 
gangsworte des Gesetzentwurfs die in der Anlage 2 aufgeführte 
Fassung vorzuschlagcn. 

Im übrigen erhebt der Bundesrar gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen. 

Die Auffassung des Bundesrates, daß das Gesetz der Zustimmung 
des Bundesrates bedürfe, weil es das Zweite Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung des Wertpaplerbereinigungsgesctzes vom 20. August 
1953 (Bundcsgesetzbl. I S. 940) ändere, das mit Zustimmung des 
Bundesrates erlassen worden ist, wird von der Bundesregierung nicht 
geteilt. Entgegen der Auffassung des Bundesrates ist eine Änderung 
eines Gesetzes, das mit Zustimmung des Bundesrates erlassen wor- 
den ist, nur dann zustimmungsbedürftig, wenn eine Vorschrift ge- 
ändert wird, welche das Erfordernis der Zustimmung des Bundes- 
rates zu dem älteren Gesetz begründet hat oder aber mit einer sol- 
chen Vorschrift in untrennbarem Zusammenhang steht. Diese Vor- 
aussetzungen sind bei dem oben genannten Gesetz nicht gegeben. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universltäts-Budidnickerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Bereinigung der auf Reichsmark lautenden Wertpapiere 
der Konversionskasse für deutsche Auslandsschulden 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 
Schuldverschreibungen 

§ 1 

Für die Bereinigung ^er auf Reichsmark 
lautenden Schuldverschreibungen der Kon- 
versionskasse für deutsche Auslandsschulden 
(Konversionskasse) gelten das Berliner Wert- 
papierbereinigungsgesetz vom 26. September 
1949 (Verordnungsblatt für Groß-Berlin 
Teil I S. 346), das Berliner Gesetz zur Än- 
derung und Ergänzung des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes vom 12. Juli 1951 (Qesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin S. 530) und 
das Zweite Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung des Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 
20. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 940 — 
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin 
S. 1103) nur insoweit, als sich aus den Vor- 
schriften dieses Gesetzes nicht etwas anderes 
ergibt. 

§2 

(1) Die Anmeldung (§14 des Wertpapierbe- 
reinigungsgesetzes) ist innerhalb eines Jahres 
seit dem Stichtag (§ 6 Abs. 2 des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes) vorzunehmen. Die Wie- 
dereinsetzung in den vorigen Stand (§ 32 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes) kann inner- 
halb zweier Jahre nach Ablauf der in Satz 1 
bezeichneten Frist beantragt werden. 

(2) Die Fristen des Absatzes 1 gelten als 
gewahrt, wenn die Anmeldung innerhalb die- 


ser Fristen bei einem Auslandsbevollmächtig- 
ten (§ 8 des Bereinigungsgesetzes für deutsche 
Auslandsbonds vom 25. August 1952 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 553 — ) oder einer nach § 18 
Abs. 1 des Bereinigungsgesetzes für deutsche 
Auslandsbonds zuständigen konsularischen 
Behörde zur Weiterleitung an eine Anmelde- 
stelle (§14 des Wertpapierbereinigungsgeset- 
zes) eingeht. Erteilt der Anmelder keine ab- 
weichende Weisung, so ist die Anmeldung an 
das Kreditinstitut als Anmeldestelle weiter- 
zuleiten, das als Prüfstelle (§ 7 des Wertpa- 
pierbereinigungsgesetzes) für die auf Reichs- 
mark lautenden Schuldverschreibungen der 
Konversionskasse bestätigt ist. 

(3) § 44 Abs. 1 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes ist mit der Maßgabe an- 
zuwenden, daß Anträge auf Wiedereinset- 
zung in den vorigen Stand als verspätet gel- 
ten, wenn sie später als drei Jahre und sechs 
Monate nach dem Stichtag bei der Prüfstelle 
eingehen. 

§ 3 

(1) Hat ein Kreditinstitut die Anmeldung 
für den Kunden vorzunehmen (§19 Abs. 2 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes), so gilt 
die Anmeldefrist als gewahrt, wenn die An- 
meldung nicht später als ein Jahr und zwei 
Monate nach dem Stichtag (§ 6 Abs. 2 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes) bei der Prüf- 
stelle eingeht. 

(2) Anmeldungen ohne Angabe des Na- 
mens des Anmelders (§ 19 Abs. 3 des Wert- 
papierbereinlgungsgesetzes) sind unzulässig. 

(3) Die Eintragung eines Sperrvermerks 
(§ 45 Abs. 2 des Wertpapierbereinigungsge- 
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setzes) ist innerhalb eines Jahres bei der 
Prüfstelle zu beantragen; § 2 Abs. 2 Satz 1 
gilt sinngemäß. 

§4 

Die Prüfstelle kann das Recht des Anmel- 
ders ohne Rücksicht auf den Nennwert des 
angcmeldeten Rechts als nachgewiesen oder 
glaubhaft gemacht anerkennen, auch wenn 
der Beweis mit anderen als den in § 25 Abs. i 
Nr. 1 des Wertpaplcrbereinigungsgesetzes ge- 
nannten Beweismitteln geführt wird, sofern 
die Schuldverschreibung mit der Anmeldung 
eingereicht oder zur Zeit der Anmeldung von 
einem Kreditinstitut im Ausland verwahrt 
Vvurd und dies durch eine Bescheinigung des 
Kreditinstituts nachgewiesen wird. 

§ 5 

(1) Eine Sammelurkundc (§§ 9 bis 12 des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes wird nicht 
ausgestellt; ein Gutschriftsverfahren (§§ 36 bis 
40 des Wertpapierbereinigungsgesetzes) fin- 
det nicht statt. 

(2) Erfüllt der Anmelder die Vorausset- 
zungen, unter denen er ein Regelungsange- 
bot nach dem Abkommen vom -27. Februar 
1953 über deutsche Auslandsschulden (Bun- 
desgcsetzbl II S. 331) annehmen kann, und 
nimmt er das von der Bundesregierung ge- 
mäß Anlage I des Abkommens gemachte Re- 
gclungsangebot an, so ist ihm eine den Be- 
stimmungen der Nummer 4 der Anlage I 
des Abkommens entsprechende neue Ur- 
kunde auszuhändigen, wenn sein Recht aner- 
kannt wird. Wird das Recht von der Prüf- 
stelle als nachgewiesen anerkannt, so kann der 
Anerkennungsbescheid bereits vor Ablauf der 
Fristen des § 35 des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes und ohne Rücksicht auf den Berldit 
an die Bankaufsichtsbehörde abgesandt wer- 
den. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Schuldscheine (Scrips) und Teilgutscheine 

§6 

(1) Für die auf Reichsmark lautenden 
Schuldscheine und Tcilgutschcine der Kon- 
versionskasse gelten nur §§ 1 bis 6 und 63 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes und § 1 
des Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes. 

(2) Erfüllt der Inhaber eines kraftlos ge- 
wordenen Schuldscheins oder Tcllgutscheins 
die Voraussetzungen, unter denen er ein Re- 
gelungsangebot nach dem Abkommen über 
deutsche Auslandsschulden annehmen kann, 
und nimmt er das Regelungsangebot der Bun- 
desregierung an, so kann er den Anspruch 
gegenüber der Bundesschuldenverwaltung gel- 
tend machen, wenn er die kraftlos gewordene 
Urkunde vorlegt oder die Voraussetzungen 
des § 21 des Wertpapierbereinigungsgesetzes 
beweist. Die Bundesschuldenverwaltung kann 
verlangen, daß auh derjenige, welcher die 
Urkunde vorlegt, die Voraussetzungen des 
§ 21 des Wertpapierbereinigungsgesetzes be- 
weist. 


DRITTER ABSCHNITT 
Schlußvorschrift 
§7 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überlcitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
in Berlin (West). 
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Begründung 


Die durch das Gesetz über Zahlungsverbind- 
lichkeiten gegenüber dem Ausland vom 
9. Juni 1933 (RGBl. I S. 349) als Körperschaft 
des Öffentlichen Rechts errichtete Konver- 
sionskasse für deutsche Auslandsschulden 
(Konversionskasse) hat auf Grund ihrer Sat- 
zung vom 3. Juli 1933"') über die bei ihr zu 
Gunsten von ausländischen Gläubigern ein- 
gezahlten Beträge außer auf ausländische 
Währung auch auf Reichsmark lautende 
Schuldverschreibungen und unverzinsliche 
Schuldscheine (Scrips) ausgestellt. Über die 
nicht durch Schuldverschreibungen darstell- 
baren Spitzenbeträge unter 200, — Reichs- 
mark wurden Teilgutscheine ausgegeben; 
mehrere dieser Teilgutscheine konnten jeder- 
zeit gegen Schuldversdireibungen umge- 
tauscht werden. Die Wertpapiere unterliegen 
der Wertpapierbereinigung nach dem Gesetz 
zur Änderung und Ergänzung des Wertpa- 
pierbereinigungsgesetzes des Landes Berlin 
vom 12. Juli 1951 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin S. 530). In einem rechtskräfti- 
gen Beschluß des Landgerichts Berlin vom 
6. Juli 1953 ist festgestellt, daß die gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Bereinigung gege- 
ben sind. Das Bereinigungsverfahren kann je- 
doch nach den geltenden Vorschriften nicht 
durchgeführt werden, weil die Grundlage je- 
des Bereinigungs Verfahrens, die nach §§ 9, 10 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 
26, September 1949 (Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin Teil I S. 346) — WBG — zu er- 
mittelnde Sammelurkunde, für einige Emis- 
sionen der Konversionskasse nicht festgestellt 
werden kann, da die Unterlagen unzurei- 
chend sind. Außerdem liegen bei diesen Wert- 
papieren namentlich folgende, von den 
Reichsmark-Emissionen anderer Aussteller 
abweichende Verhältnisse vor, die es geboten 
erscheinen lassen, für das Verfahren eine von 
den allgemeinen Vorschriften der Wert- 
napierbereinigungsgesetze abweichende Rege- 
lung 7Ai treffen: 

1, Die Wertpapiere befinden sich im Gegen- 
satz zu den Reichsmark -Wertpapieren an- 
derer Aussteller überwiegend ln ausländi- 
schem Besitz; 

'■■) Deutscher Reichsan/eiger Nr. 152 vom 3. Juli 

1933 und die Bekanntmachungen \'om 11. August, 
18, September und 9. November 1933 ,9. Juni 1934. 
6. Februar 1935 und 23. Oktober 1937 — Deut- 
scher Reichsanzeiger Nr. 1 87, 219, 264 vom 

12. August, 19. September, 10. November 1933. 
Nr. 135 vom 13. Juni 1934, Nr. 31 vom 6. Februar 
1935 und Nr. 248 vom 27. Oktober 1937 


2. die Scrips lauten u. a. über Kleinstbetrage 
von 5, — , 10, — , 30, — und 40, — Reichs- 
mark, die Teilgutscheine über unterschied- 
liche, gebrochene Beträge unter 200, — 
Reichsmark. Bei diesen Kleinststücken 
werden vielfach die mit einer Anmeldung 
verbundenen Unkosten und Gebühren 
sowie der Arbeitsaufwand und die allge- 
meinen Verwaltungskosten, die das üb- 
liche Bereinigungsverfahren mit sieh 
bringt, außer Verhältnis zu dem tatsäch- 
lichen Wert des angemeldeten Stückes 
liegen; 

3. die Bundesrepublik Deutschland hat sich 
in Nr. 4 der Anlage I des Abkommens 
vom 27. Februar 1953 über deutsche Aus- 
landsschulden (BGBL 1953 Teil II S. 331) 
grundsätzlich verpflichtet, die von der 
Konversionskasse ausgegebenen Schuld- 
verschreibungen und Scrips nach näheren 
Vorschriften zu bedienen. Diese Verpflich- 
tung besteht nur gegenüber den Gläubi- 
gern, welche die Voraussetzungen des 
Art. 4 Abs. 3 a oder b des Abkommens 
erfüllen. Da die Ansprüche aus den Wert- 
papieren nidit in einem „Gläubigerstaat“ 
sondern in Berlin zahlbar sind (vgl. Art. 4 
Abs. 3 c des Abkommens), haftet allen 
übrigen Berechtigten nur die Konversions- 
kasse mit ihrem Vermögen. Sie kann je- 
doch bis zu einer anderweitigen gesetz- 
lichen Regelung nicht in Anspruch ge- 
nommen werden (vgl. § 18 des Berliner 
Altbankengesetzes vom 10. Dezember 
1953 — Gesetz- und Verordnungsblatt 
für Berlin S. 1483). 

Da die Bundesrepublik Deutschland im Rah- 
men des Londoner Schuldenabkommens die 
Zahlung für Schuldverschreibungen und 
Scrips der Konversionskasse gegenüber be- 
stimmten ausländischen Gläubigern übernom- 
men hat und der Bedienung eine Überprü- 
fung der Wertpapiere im Bereinigungsver- 
fahren vorangehen soll, dieses Verfahren 
aber nach den geltenden Bestimmungen nicht 
abgewickelt werden kann, sind zur Erfüllung 
der vom Bund übernommenen Verpflichtun- 
gen Vorschriften erforderlich, die eine Durch- 
führung der Bereinigung der Wertpapiere 
trotz der lückenhaften Unterlagen ermög- 
lichen. Ferner mul^ den besonderen Verhältnis- 
sen dieser Emissionen Rechnung getragen und 
auf eine Zeit, Arbeit und Kosten ersparende 
Regelung hingewirkt werden. 
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Zu den Vorschriften wird im einzelnen fol- 
gendes bemerkt: 


ZUM ERSTEN ABSCHNITT 
Schuldverschreibungen 

Zu § 1 

Es ist zweckmäßig, das Bereinigungsverfah- 
ren grundsätzlich nach den Vorschriften 
durchzuführen, die allgemein für auf Reichs- 
mark lautende Schuldverschreibungen gelten, 
und nur insoweit Änderungen vorzusehen, 
als es die besonderen Verhältnisse bei den 
Emissionen der Konversionskasse notwendig 
oder angebracht erscheinen lassen. 

Zu § 2 

Die Anmeldefrist beträgt nach dem Wert- 
papierbereinigungsgesetz sechs Monate seit 
dem Stichtag (§ 6 Abs. 2, § 17 Abs, 1 WBG). 
Diese Frist ist für die Anmeldung von Wert- 
papieren, die sich überwiegend im Inlandsbe- 
sitz befinden, als ausreidiend angesehen wor- 
den. Das Bereinigungsgesetz für deutsche 
Auslandsbonds vom 25. August 1952 (BGBl.I 
S. 553) — AuslWBG — sieht dagegen für die 
Anmeldung von Auslandsstücken eine An- 
meldefrist von einem Jahr vor, weil „sich die 
Inhaber von Auslandsstücken zum größten 
Teil im Ausland befinden und von dem Be- 
reinigungsverfahren möglicherweise erst nach 
gewisser Zeit Kenntnis erlangen werden" 
(Amtliche Begründung zu § 21 des Entwurfs 
des Bereinigungsgesetzes für deutsche Aus- 
landsbonds, Drucksachen 3584, zu 3584 der 
1. Wahlperiode des Deutschen Bundestages). 
Aus den gleichen Erwägungen ist für die An- 
meldung von auf Reichsmark lautenden 
Wertpapieren der Konversionskasse eine län- 
gere Anmeldefrist als die sechsmonatige des 
Wertpapierbereinigungsgesetzes angebracht. 
Die Frist zur Stellung eines Antrages auf 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand we- 
gen Versäumung der Anmeldefrist (§ 32 Abs. 
4 WBG) soll gleichfalls entsprechend verlän- 
gert werden. Diese Fristen verzögern zwar 
die Abwicklung des Bereinigungsverfahrens 
in seiner Gesamtheit, werden aber im allge- 
meinen nidn die einzelnen Berechtigten be- 
'einträchtigen, die ihre Anmeldung alsbald 
vornehmen, da die Anerkennung eines mit 
einwandfreien Unterlagen angemeldeten 
Auslandsstückes von dem Ablauf der Anmel- 


defrist nicht abhängig sein soll (vgl. § 5 Abs, 
2 Satz 2 des Entwurfs). 

Nach dem Wertpapierbereinigungsgesetz ist 
die Anmeldung durch Vermittlung eines Kre- 
ditinstituts im Bundesgebiet oder eines als 
Anmeldestelle zugelassenen Kreditinstituts in 
Berlin (West) vorzunehmen (§ 14 Abs. 1 
WBG). Für die Wahrung der Fristen ist der 
Eingang der Anmeldung oder eines Wieder- 
einsetzungsantrages bei der Anmeldestelle 
maßgebend. Demgegenüber bestimmt bereits 
das Bereinigungsgesetz für deutsche Auslands- 
bonds, daß Anmeldungen bei dem Auslands- 
bevollmächtigten (§ 8 AuslWBG) oder bei 
konsularischen Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland eingercicht werden können (§18 
AuslWBG). Um auch die Anmeldung der 
überwiegend im Ausland befindlichen Reichs- 
mark -vSchii Id versdireibungen und Scrips der 
Konversionskasse zu erleichtern, insbesondere 
die Anmelder vor Fristversäumnis zu sdi ät- 
zen, ist in Absatz 2 eine Regelung getroffen, 
die den Belangen der ausländischen Wert- 
papierbesitzer entgegenkonimt. Als Anmelde- 
stelle im Sinne des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes muß jedoch auch bei Einreichung der 
Anmeldung über einen Auslandsbevollmäch- 
tigten oder eine konsularische Behörde ein 
Kreditinstitut des Bundesgebietes oder von 
Berlin (West) tätig werden. Um die Weiter- 
leitung der Anmeldung zu vcreinfadien, 
sieht Absatz 2 letzter Satz vor, daß der Aus- 
landsbevollmächtigtc oder die konsularische 
Behörde mangels abwcidiender Weisungen 
die Anmeldung an ein bestimmtes Kredit- 
institut, nämlich das als Prüfstelle bestätigte, 
abzugeben hat. 

Nach § 44 Abs. 1 Nr. 2 des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des Wert- 
papicrbereinigungsgesetzes vom 20. August 
1953 (BGBl. I S. 940) gelten rechtzeitig bei 
einer Anmeldestelle eingegangene Anträge 
auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand 
als verspätet, wenn sie spater als zwei Jahre 
nadi dem Stiditag bei der Prüfstelle eingehen. 
Diese Zweijahresfrist ist auf die Frist des § 32 
Abs. 4 WBG abgestellt, nach welcher die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand spä- 
ter als aditzehn Monate nach dem Stichtag 
nldit mehr beantragt werden kann. Die Ver- 
längerung der Frist für einen Wiedereinset- 
zungsaiitrag (§ 2 A.bs. 1 Satz 2) bedingt eine 
entsprechende Verlängerung der Frist des 
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung und Ergänzung des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes. 
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Zu § 3 

Nach § 19 Abs. 2 WBG hat ein Berliner Kre- 
ditinstitut, in dessen Verwahrung sich Wert- 
papiere für einen Nichtbankierkunden be- 
finden, die Anmeldung für 'den Kunden vor- 
zunehmen, wenn dieser die Vermittlung des 
Kreditinstitutes zur Anmeldung nicht recht- 
zeitig nachsucht. In diesem Fall gilt die An- 
meldefrist als gewahrt, wenn die Anmeldung 
spätestens innerhalb von acht Monaten seit 
dem Stichtag bei der Prüfstelle eingeht. Mit 
Rücksidit auf die Verlängerung der Anmel- 
defrist (§ 2 Abs. 1 Satz 1) war die Frist des 
§ 19 Abs. 2 WBG entsprechend zu verlän- 
gern (Absatz 1). 

Aus den gleichen Erwägungen war die Frist 
zur Stellung eines Antrages auf Eintragung 
eines Sperrvermerks zu verlängern, den 
Pfandgläu'biger und sonst dinglich Berechtigte 
nach § 45 Abs. 2 WBG innerhalb von sechs 
Monaten seit dem Stichtag stellen können 
(Absatz 3). 

Die Anmeldung zur Wertpapierbereinigung 
hat im Regelfall den Namen (die Firma) und 
die Anschrift des Anmelders zu enthalten. 
Nach § 19 Abs. 3 WBG ist es unter bestimm- 
ten Voraussetzungen zulässig, statt des Na- 
mens des AmnoM.crs die Nummer des Depots 
und die Stelle des Depotbuches anzugeben, 
unter denen das Wertpapier verwahrt wor- 
den ist. Da eine Prüfung dahin, ob der Gläu- 
biger die Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Londoner Schuldenabkommen in An- 
spruch nehmen kann, nur möglich ist, wenn 
der Name des Berechtigten bekannt ist, er- 
schien es angebracht, bereits im Bereinigungs- 
verfahren den Berechtigten namentlich fest- 
zustellen. Deshalb sollen anonyme Anmel- 
dungen im Bereinigungsverfahren der Emis- 
sionen der Konversionskasse nidit zugelassen 
werden (Absatz 2). 

Zu § 4 

Nach § 25 WBG kann die Prüfstelle das 
Recht des Anmelders in eigener Zuständig- 
keit als nachgewiesen anerkennen, wenn der 
dem Anmelder obliegende Beweis durch 
öffentliche Urkunden aus dem Bundesgebiet 
oder durch Bescheinigung von Kreditinsti- 
tuten des Bundesgebietes oder den in § 14 
Abs. 1 Satz 2 genannten Kreditinstituten in 
Berlin geführt wird. Bei anderen Beweis- 
unterlagen kann die Prüfstelle Redate aus 
Sdiuldversdireibungen nur anerkennen, wenn 
deren Nennwert Insgesamt 3000, — RM nicht 


übersteigt (§ 25 Abs. 1 Nr. 2 WBG in Ver- 
bindung mit § 4 des Gesetzes zur Änderung 
und Ergänzung des Wertpapierbereinigungs- 
gesetzes). Im allgemeinen werden die vorwie- 
gend aus dem Ausland zu erwartenden An- 
meldungen von Schuldverschreibungen der 
Konversionskasse nicht durch Urkunden der 
bezeichneten Art belegt werden können. Um 
zu vermeiden, daß demzufolge in größerem 
Umfang Anmeldungen an die Kammer für 
Wertpapierbereinigung abgegeben werden 
müssen, und um eine weitgehende Entlastung 
des Gerichts zu erreichen, ist es geboten, die 
Entscheidungsbefugnis der Prüfstelle für die 
hier in Betracht kommenden Wertpapier- 
arten zu erweitern. Das ist in den Fällen un- 
bedenklich, in denen der Anmelder neben 
ausreichenden anderweitigen Beweisunter- 
lagen die Schuldverschreibung vorlegt oder 
durch eine Bankbescheinigung nachweist, daß 
sich das Wertpapicr bei Einreichung der An- 
meldung inf Ausland im Depot befunden hat. 
Die Vorschrift enthält keine materielle Er- 
leichterung des Beweises. 

Zu § 5 

In der Einleitung der Begründung ist be- 
reits darauf hingewiesen, daß die Sammel- 
urkunde für einzelne Wertpapierarten der 
Konversionskasse wegen unzureichender Un- 
terlagen nicht errechnet werden kann. Nach 
der in Absatz 2 vorgesehenen Regelung be- 
darf es für die Durchführung des Verfahrens 
weder einer Sammelurkunde noch eines Gut- 
schriftverfahrens. Mit dieser Regelung des 
Absatzes 2 wird dem von ausländischer Seite, 
insbesondere von Gläubigern aus den Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika vorge- 
brachten Wunsch Rechnung getragen, das Be- 
reinigungsverfahren nach Möglichkeit mit 
dem Umtausch der alten Urkunden in die 
neuen, den Bestimmungen der Nr. 4 der An 
läge I des Abkommens über deutsche Aus- 
landsschulden entsprechenden Urkunden zu 
verbinden. Soweit ein Anmelder, dem gegen- 
über eine Zahlungsverpflichtung der Bundes- 
republik Deutschland besteht, das Regelungs- 
angebot nach dem Schuldenabkommen an- 
nimmt, kann mit der Anerkennung unter 
Überspringen des Gutschriftverfahrens so- 
gleich die neue, den Bestimmungen des Lon- 
doner Schuldcnabkommens entsprechende 
Urkunde ausgehändigt und damit das ein- 
zelne Prüfungsverfahren abgeschlossen wer- 
den. Dadurch wird das Verfahren vereinfacht 
und verbilligt. 


6 



Die im Prüfungsverfahren anerkannten An- 
sprüche der Anmelder, welche das Regelungs- 
angebot nach dem Londoner Schuldenabkom- 
men noch nicht angenommen haben, und die 
Ansprüche der Anmelder, denen gegenüber 
eine Zahlungsverpflichtung der Bundesrepu- 
blik überhaupt nicht besteht, sind so lange 
untereinander ungleichartig, als die Anmel- 
der der erstgenannten Gruppe das Regelungs- 
angebot noch annehmen können. Ferner ist 
die Gleichartigkeit der Ansprüche der letzt- 
genannten Gruppe zumindest so lange in 
Frage gestellt, als die gesetzliche Regelung 
der Verhältnisse der Konversionskasse noch 
aussteht. Die Ansprüche dürfen deshalb nicht 
untereinander vermischt werden; sie müssen 
vorerst ihrer Art nach erkennbar bleiben. Sie 
wären aber nicht mehr zu unterscheiden, 
wenn nacli Erteilung einer Gutschrift eine 
Übertragung der in einer Sammclurkunde 
verbrieften Rechte stattfände. Daher kann 
vorerst ein Gutschriftverfahren nicht zuge- 
lassen werden. Infolgedessen ist auch insoweit 
die Ausstellung einer Sammelurkunde als 
Grundlage eines Gutschriftverfahrens nicht 
erforderlich. Die abschließende Regelung 
wird zweckmäßigerweisc in dem die Verhält- 
nisse der Konversionskasse regelnden Gesetz 
(vgl. § 18 des Berliner Altbankengesetzcs) in 
Anpassung an dessen Bestimmungen ge- 
troffen. 

Nach den Vorschriften des Wertpapierberei- 
nigungsgesetzes muß die Prüfstelle innerhalb 
von zehn Monaten seit dem Stichtag (§ 6 
Abs. 2 WBG) der Bankaufsichtsbehörde einen 
Bericht über den Stand des Verfahrens vor- 
legen. Nur wenn die Bankaufsichtsbehörde 
nicht innerhalb eines weiteren Monats wider- 
spricht, darf die Prüfstelle die Anerkennungs- 
bescheide versenden (§ 35 WBG). Um eine 
weitere Beschleunigung des Verfahrens her- 
beizuführen, die insbesondere wegen der ver- 
längerten Anmeldefristen geboten ist, ist vor- 
gesehen, daß bestimmte Anerkennungsbe- 
scheide bereits vor Ablauf der Fristen des §35 
WBG und ohne Rücksicht auf den an die 
Bankaufsichtsbehörde zu erstattenden Bericht 
abgesandt w^erden können (Absatz 2, Satz 2). 
Eine solche Regelung kann unbedenklich für 
die Fälle getroffen werden, ln denen das 
Recht als nachgewiesen anerkannt wird, weil 
nach den bisherigen Erfahrungen der Wert- 
papierbereinigung als nachgewiesen aner- 
kannte Rechte stets volle Zuteilung erhalten 
haben. 


ZUM ZWEITEN ABSCHNITT 
Schuldscheine (Scrips) und Teilgutscheine 
Zu § 6 

Schuldscheine und Teilgutscheine lauten, wie 
bereits eingangs der Begründung unter 2 er- 
wähnt ist, zum großen Teil auf außerordent- 
lich niedrige Nennbeträge. In Anbetracht die- 
ser Kleinststückelung erscheint die Durchfüh- 
rung eines Wertpapierbereinigungsverfahrens 
wegen der damit verbundenen allgemeinen 
Verfahrenskosten untunlich. Auch im In- 
teresse der Gläubiger liegt es, diese Rechte in 
vereinfachter, kostenersparender Weise gel- 
tend machen zu können. Absatz 1 erklärt des- 
halb nur die Bestimmungen des Wertpapier- 
bereinigungsgesetzes für anwendbar, welche 
das Kraftloswerden der Wertpapiere, die ge- 
richtliche Feststellung der Voraussetzungen 
für ein Bereinigungsverfahren sowüe die Un- 
zulässigkeit eines Einzelurkundenaufgebotes 
zum Inhalt haben. 

Absatz 2 regelt, wie die Ansprüche aus den 
Schuldscheinen und Teilgutscheinen von 
Gläubigern, welche die Bundesrepublik 
Deutschland in Anspruch nehmen können, 
gegenüber der Bundesschuldenverwaltung gel- 
tend zu machen sind. Für den Fall, daß die 
Urkunde nicht mehr vorgelegt werden kann, 
soll der Nachweis des Anspruchs nach den für 
das Wertpaplerbercinigungsverfahren gelten- 
den Beweisgrundsätzen zugelassen werden. 

Da auch die Teilgutscheine und Scrips mög- 
licherweise von einem Nichtberechtigten vor- 
gelegt werden können, gibt § 6 letzter Satz 
der Bundesschuldenverwaltung — ohne ihr 
damit eine Prüfungspflicht aufzuerlegen — 
das Recht zu verlangen, daß auch der Inhaber 
der Urkunde sein Eigentum an ihr nach den 
für das Wertpapierbereinigungsverfahren gel- 
tenden Grundsätzen des § 21 WBG nach- 
weist. 

ZUM DRITTEN ABSCHNITT 

Schlußvorschrift 

Zu § 7 

Der Geltungsberelda des Gesetzes muß bei 
einer Übernahme auf das Land Berlin auf 
Berlin (West) beschränkt bleiben, well die 
Vorschriften der Wertpapierberelnigungsge- 
setzc allgemein keine Ausdehnung ihres Gel- 
tungsbereiches auf das ganze Land Berlin er- 
lauben. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 2. Juli 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug aul das Schreiben vom 9. Juni 1954 — 6 — 55202/1 — 
1109/54 II — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 125. Sitzung am 2. Juli 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes beschlossen hat, für die Eingangsworte des 

Entwurfs eines Gesetzes zur Bereinigung der auf 
Reichsmark lautenden Wertpapiere der Konver- 
sionskasse für deutsche Auslandsschulden 

die folgende Fassung vorzuschlagen: 


„Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Durch § 1 des Gesetzentwurfs wird das 
Zweite Gesetz zur Änderung und Ergänzung 
des Wertpapierbereinigungsgesetzes vom 
20. August 1953 geändert, das mit Zustim- 
mung des Bundesrates erlassen worden ist. 

Da jede Änderung eines Zustimmungsgesetzes 
ebenfalls der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, sind die Eingangsworte des Gesetz- 
entwurfs entsprechend zu ergänzen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen. 


Dr. h. c. Zinn 
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